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(Nr. 4903.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend das Statut der in Breslau domizilirten Ak⸗ 
tiengeſellſchaft für Bergbau und Eiſenhuͤttenbetrieb bei Nicolai, Vom 
31. Mai 1858. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 5 

fuͤgen hiermit zu wiſſen, daß Wir die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft un⸗ 
ter der Benennung: „Aktiengeſellſchaft fuͤr Bergbau und Eiſenhuͤttenbetrieb bei 
Nicolai“, deren Sitz in Breslau ſein ſoll und welche die Ausbeutung und 
Verwerthung von Eiſenerzen und Kohlen aus Bergwerken, Gruben und Erz⸗ 
feldern, refp. aus Bergwerks-, Gruben- und Erzfelder-Antheilen, welche die 
Geſellſchaft in Schleſien erwirbt, das Aufſuchen und den An- und Verkauf 
dieſer Mineralien, die Erlangung und Erwerbung oder Pachtung der zu ihrer 
Ausbeutung erforderlichen Rechte und Konzeſſionen, ſowie den Eiſenhuͤtten⸗ 
betrieb und den Handel mit deſſen Fabrikaten und mit Steinkohlen zum Zwecke 
hat, auf Grund des Geſetzes vom 9. November 1843. genehmigt und dem in 
den notariellen Akten vom 17. und 20. Februar 1858. feſtgeſtellten Geſellſchafts⸗ 
ſtatute Unſere landesherrliche Beſtaͤtigung mit der Maaßgabe ertheilt haben, 
daß der im H. 4. des Statuts angegebene Geſellſchaftszweck auf den Handel 
mit eigenen Fabrikaten und auf den Ankauf zum eigenen Geſchaͤfts betrieb er⸗ 
forderlicher Materialien beſchraͤnkt bleibt. 

Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit den vorerwaͤhnten notariellen Akten 
für immer verbunden und nebſt dem Wortlaute der Statuten durch die Ges 
ſetz- Sammlung und durch das Amtsblatt Unſerer Regierung in Breslau zur 
Öffentlichen Kenntniß gebracht werde. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 31. Mai 1858. 


Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
(L. S.) Prinz von Preußen. 
v. d. Heydt. Simons. 
Jahrgang 1858. (Nr. 4903.) | 43 Statut 
Ausgegeben zu Berlin den 30, Juni 1858, 
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Statut 
der 


Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Eiſenhüttenbetrieb 
bei Nicolai. 


Titel I. 
Bildung, Sitz, Dauer und Gegenſtand der Geſellſchaft. 


H. 8 


Unter Vorbehalt landesherrlicher Genehmigung wird zwiſchen den Unter⸗ 
zeichneten und allen denjenigen, welche ſich durch Erwerbung von Aktien be⸗ 
theiligen werden, durch gegenwaͤrtige Urkunde eine Aktiengeſellſchaft nach Maaß⸗ 
gabe des Geſetzes vom 9. November 1843. errichtet. 


Dieſelbe erhaͤlt den Namen: g 
„Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Eiſenhuͤttenbetrieb bei 
Nicolai.“ 


§. 2. 


Das geſetzliche Domizil der Geſellſchaft iſt Breslau. Dieſelbe ift jedoch 
verpflichtet, neben dem Gerichtsſtande ihres Wohnſitzes auch bei den Gerichten 
des Inlandes, in deren Jurisdiktionsbezirken ſie gewerbliche Etabliſſements be— 
ſitzt, wegen der Geſchaͤfte und Verbindlichkeiten, die ſich auf dieſe Etabliſſe⸗ 
ments beziehen, als Beklagte Recht zu nehmen. Auf Klagen der Aktionaire 
als ſolcher gegen die Geſellſchaft findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung. 


H. 3. 


Die Dauer der Geſellſchaft iſt auf funfzig Jahre beſtimmt und beginnt 
mit dem Tage der landesherrlichen Genehmigung. Die Generalverſammlung 
kann in der durch H. 40. beſtimmten Weiſe eine Verlängerung der Dauer über 
dieſe Friſt hinaus beſchließen. Dieſer Beſchluß unterliegt der landesherrlichen 
Genehmigung. 


H. 4. 


Der Zweck der Geſellſchaft iſt: 


1) die Ausbeutung und Verwerthung von Eiſenerzen und Kohlen aus Berg— 
x werfen, 
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werken, Gruben und Erzfeldern, reſp. aus Bergwerks-, Gruben: und 
Grzfelder-Antheilen, welche die Geſellſchaft, unter welchem Titel es im⸗ 
mer ſein moͤge, in Schleſien erwirbt; 

2) das Aufſuchen und den An- und Verkauf dieſer Mineralien, die Erlan⸗ 
gung und Erwerbung oder Pachtung der zu ihrer Ausbeutung erforder⸗ 
lichen Rechte und ac 

3) der Handel mit Steinkohlen und die Ausübung aller Arbeiten, welche 
man unter dem Namen Eiſenhuͤttenbetrieb verſteht: Darſtellung von 
Roheiſen, von Eiſengußwaaren, ſchmiedbarem Eiſen und Handel mit 
dieſen Fabrikaten. 


Titel II. 
Geſellſchaftskapital, Aktien, Aktionaire. 


$ 5. 


Das Geſellſchaftskapital iſt zu Einer Million fuͤnfmal hundert tauſend 
Thaler Preußiſch Kurant fefigefebt und zerfällt in fieben taufend fünfhundert 
Aktien, jede zu zweihundert Thaler. 


$. 6. 


Die Aktien der Geſellſchaft, auf jeden Inhaber lautend, werden in nach⸗ 
folgender Art ausgefertigt: 7 

Jede Aktie wird mit einer fortlaufenden Nummer verſehen, aus dem 
Stammregiſter ausgezogen und von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes 
unterzeichnet. N N } 

Mit jeder Aktie werden für eine Anzahl von hoͤchſtens fünf Jahren 
Dividendenſcheine, auf den Inhaber lautend, nebſt Talon ausgereicht, welche 
nach Ablauf des letzten Jahres durch neue erſetzt werden. Die Dividenden⸗ 
ſcheine und Talons werden mit dem Fakſimile der Unterſchriften von zwei Mit⸗ 
gliedern des Verwaltungsrathes unterdruckt. Die Ausfertigung der Aktien, 
der Dividendenſcheine und der Talons erfolgt nach den beigefuͤgten Formularen. 


$. . 


Die Einzahlung der Aktienbetraͤge erfolgt nach dem Beduͤrfniſſe der Ge⸗ 
ſellſchaft in Raten von mindeſtens zehn Prozent, jedesmal binnen vier Wochen 
nach einer in die durch §. 12. bezeichneten Zeitungen zu erlaſſenden Aufforde⸗ 
rung des Verwaltungsrathes. Doch muͤſſen mindeſtens zehn Prozent des aus⸗ 
gegebenen Aktienkapitals ſofort nach Eingang der landesherrlichen Genehmi⸗ 
gung und mindeſtens vierzig Prozent innerhalb des erſten Jahres nach Ein⸗ 
gang der landesherrlichen Genehmigung eingezahlt werden. Ueber die Theil⸗ 
zahlungen werden auf den Namen lautende Interimsquittungen nach dem bei⸗ 

Gr. 4003.) 43 * gefuͤg⸗ 
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gefügten Formulare erfheilt und nach Einzahlung des vollen Betrages gegen 
ie Aktiendokumente ausgewechſelt. } 

Die Interimsquittungen werden mit dem Fakſimile der Unterfchriften 
von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes unterdruckt und von dem Haupt⸗ 
Rendanten unterſchrieben. 


H. 8. 


Wer innerhalb der im H. 7. feſtgeſetzten Friſt die Zahlung nicht leiſtet, 
verfällt, infofern dies der Verwaltungsrath feſtſetzt, zu Gunſten der Geſellſchaft 
in eine Konventionalſtrafe von einem Fuͤnftel des ausgeſchriebenen Betrages. 

Wenn innerhalb zweier Monate nach einer erneuerten, durch refomman- 
dirte, an den aus der urſpruͤnglichen Aktienzeichnung oder aus der letzten Ra— 
tenzahlung dem Verwaltungsrathe bekannten Inhaber zu richtende Briefe und 
durch die Geſellſchaftsblaͤtter oͤffentlich zu erlaſſenden Aufforderung die Zahlung 
nicht erfolgt, ſo iſt die Geſellſchaft berechtigt, die bis dahin eingezahlten Ra⸗ 
ten als verfallen und die durch die Ratenzahlung, ſowie die durch die urſpruͤng⸗ 
1055 Aktienzeichnung dem Aktionair gegebenen Anſpruͤche als erloſchen zu er— 

ren. \ 

Eine ſolche Erklärung erfolgt auf Beſchluß des Verwaltungsrathes durch 
die oͤffentliche Bekanntmachung unter Angabe der Nummern der Aktien. An 
die Stelle der auf dieſe Art ausgeſchiedenen Aktionaire koͤnnen von dem Ber: 
waltungsrathe neue Aktienzeichner zugelaſſen werden. So lange jene Erklaͤrung 
nicht erfolgt iſt, iſt der Verwaltungsrath auch berechtigt, die faͤlligen Einzah— 
lungen nebſt der Konventionalſtrafe gegen die Saͤumigen einzuklagen. 


H. 9. 


Der Zeichner der Aktie haftet für puͤnktliche Einzahlung der erſten vier⸗ 
zig Prozent des Nominalbetrages in dem Maaße, daß er von dieſer Verpflich- 
tung weder durch Uebertragung ſeines Anrechtes auf einen Dritten ſich befreien, 
noch Seitens der Geſellſchaft entbunden werden kann. Nach Einzahlung von 
vierzig Prozent iſt eine Uebertragung der aus den geleiſteten Zahlungen ent- 
ſpringenden Rechte und Verbindlichkeiten an einen Dritten zulaͤſſig, bewirkt 
aber die Befreiung des Cedenten von jeder weiteren bezuͤglichen Zahlungsver⸗ 
* erſt dann, wenn der Verwaltungsrath ſeine Einwilligung hierzu 
ertheilt. 


$. 10. 


Ueber den Betrag der Aktien hinaus iſt kein Aktionair, unter welchen 
Bedingungen es auch ſei, zu Zahlungen verpflichtet, den einzigen Fall der im 
$. 8. vorgeſehenen Konventionalſtrafe ausgenommen. Jeder Aktionair nimmt 
durch die Zeichnung oder den Erwerb einer Aktie, ſoweit es ſich um die Er⸗ 
füllung feiner Verpflichtungen gegen die Geſellſchaft handelt, feinen Gerichts 
ſtand vor dem Stadtgerichte zu Breslau. Alle Inſinuationen erfolgen guͤltig 

an 
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an die in Breslau wohnende, von ihm zu beſtimmende Perſon, oder an das 
daſelbſt beſtehende, von ihm zu bezeichnende Haus, nach Maaßgabe der $$. 20. 
und 21. Theil I. Titel 7. der Allgemeinen Gerichts-Ordnung, und in Erman⸗ 
gelung der Beſtimmung einer Perſon oder eines Hauſes im Prozeßbuͤreau 
des Koͤniglichen Stadtgerichts zu Breslau. 


F. 11. 


Gehen Interimsſcheine, Aktien oder Talons verloren, fo iſt deren Mor: 
tifikation bei dem Koͤniglichen Stadtgerichte zu Breslau zu beantragen. Die 
Proklamata find aber auch durch die im F. 12. bezeichneten Geſellſchaftsblaͤt⸗ 
ter zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. An Stelle der rechtskraͤftig fuͤr mor⸗ 
tifizirt erklaͤrten Interimsſcheine, Aktien oder Talons werden unter Eintragung 
des Datums des Urtheils in das Aktienbuch neue Interimsquittungen, Aktien 
reſp. Talons ausgefertigt. Eine Mortifikation verlorener oder vernichteter Di⸗ 
videndenſcheine findet nicht ſtatt. Doch ſoll demjenigen, welcher den Verluſt 
von Dividendenſcheinen vor Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt bei dem Verwaltungs⸗ 
rathe anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz durch Vorzeigung der Aktien oder 
fonft in glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Be⸗ 
trag der angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Dividendenſcheine 
gegen Quittung ausgezahlt werden. 

Die Koſten des Mortifikations verfahrens fallen nicht der Geſellſchaft, 
ſondern den Betheiligten zur Laſt. 


H. 12. 


Alle öffentlichen Bekanntmachungen der Geſellſchaft erfolgen in den bei⸗ 
den Breslauer Zeitungen, in dem Staats-Anzeiger, in der Voſſiſchen Zeitung 
und in der Berliner Boͤrſenzeitung. Beim Eingehen eines der genannten Blät- 
ter hat der Verwaltungsrath, vorbehaltlich der Genehmigung der Regierung 
und der naͤchſten Generalverſammlung, zu beſtimmen, welches Blatt an deſſen 
Stelle treten ſoll, und deſſen Wahl ſofort durch die uͤbrigen Geſellſchaftsblaͤtter 

bekannt zu machen. N 

Die Regierung iſt befugt, die Wahl anderer Geſellſchaftsblaͤtter zu for⸗ 
dern oder noͤthigenfalls dieſelben vorzuſchreiben, und find die hiernach eintreten⸗ 
den Aenderungen durch die bisherigen Geſellſchaftsblaͤtter und durch die Amts— 
1 0 5 derjenigen Regierungen bekannt zu machen, in deren Bezirken jene er: 

einen. 5 


Titel III. 
Von dem Verwaltungsrathe. 
H. 13. 


Zur oberen Leitung der Geſchaͤfte der Geſellſchaft, ſowie zur Vertretung 
(Fr. 4903.) der⸗ 


- me 


derfelben wird ein aus neun Mitgliedern beſtehender Verwaltungsrath von der 
Generalverſammlung der Aftionaire ernannt. 

Die Wahlverhandlung erfolgt nach der im H. 30. vorgeſchriebenen Form 
zu gerichtlichem oder notariellem Protokoll und ein auf Grund dieſer Proto⸗ 
kolle ausgeſtelltes gerichtliches oder notarielles Atteſt bildet die Legitimation des 
Verwaltungsrathes. Die Namen der Mitglieder des Verwaltungsrathes wer⸗ 
den in den im H. 12. erwaͤhnten Zeitungen bekannt gemacht. 


$. 14. 


Alle zwei Jahre treten jedesmal die drei aͤlteſten Mitglieder des Ver— 
waltungsrathes aus. 

Bis die Reihe am Austritt ſich gebildet hat, entſcheidet daruͤber das 
Loos. Die austretenden Mitglieder ſind jedesmal wieder waͤhlbar. Die erſte 
Erneuerung des Verwaltungsrathes ſoll jedoch erft in der ſechsten ordentlichen 
r ſtattfinden. Bis dahin bilden die Stifter der Geſellſchaft, 

ie Herren: 


1) Geheimer Kommerzienrath Ruffer in Breslau, 

2) Amtsrath v. Rother auf Rogau, Kreis Liegnitz, 

3) Geheimer Kommiſſionsrath Grundmann in Kattowitz, 
4) Bankier Carl Erhard Friedrich Gelpke in Berlin, 

5) Kommerzienrath H. D. Lindheim in Ullersdorf, 

6) Bankier Gerſon Bleichroeder in Berlin, 

7) Generalkonſul Kuͤſtner in Leipzig, 

8) Kaufmann Carl Dieemann in Magdeburg, 

9) Stadtrath Guſtav Max in Magdeburg, 


den Verwaltungsrath. 
H. 15. 


Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß mindeſtens fuͤnf und zwan⸗ 
zig Aktien beſitzen oder erwerben. Die Dokumente dieſer Aktien werden in der 
Geſellſchaftskaſſe hinterlegt und bleiben, ſo lange die Funktionen des Inhabers 
als Mitglied des Verwaltungsrathes dauern, unveraͤußerlich. 


$ 16. 


Der Verwaltungsrath ernennt unter feinen Mitgliedern einen Vorſitzen⸗ 
den und einen Stellvertreter deſſelben, deren Namen gleichfalls durch die im 
$. 12. erwähnten Zeitungen öffentlich bekannt gemacht werden. Die Funktio⸗ 
nen dieſer beiden Geſellſchaftsbeamten dauern Ein Jahr. Sie koͤnnen wieder 
gewaͤhlt werden. 

In Faͤllen der Abweſenheit des Vorſitzenden uͤbernimmt ſein Amt der 
Stellvertreter, und letzterer kann von dem an Jahren aͤlteſten Mitgliede des 
Verwaltungsrathes vertreten werden. Sind Vorſitzender und deſſen Stellver⸗ 

treter 
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treter abweſend, ſo tritt das aͤlteſte Mitglied des Verwaltungsrathes an die 
Stelle des Erſteren, das nächftältefie an die Stelle des Letzteren. 


$. 17. 


Erledigt ſich die Stelle eines Mitgliedes des Verwaltungsrathes, fo 
wird dieſelbe proviſoriſch von dem Verwaltungsrathe beſetzt. 

Ueber die vorzunehmende Ergaͤnzungswahl iſt ein gerichtliches oder no⸗ 
tarielles Protokoll aufzunehmen und das Reſultat der Wahl durch die Geſell⸗ 
ſchaftsblaͤtter bekannt zu machen. Die getroffene proviſoriſche Wahl hat der 
Verwaltungsrath der naͤchſten Generalverſammlung vorzulegen und geht als— 
dann von ihr die definitive Ernennung aus. 

Das auf dieſe Weiſe ernannte Mitglied des Verwaltungsrathes uͤbt ſein 
Amt bis zu dem Zeitpunkte aus, bis zu welchem die Funktionen desjenigen, 
den es vertritt, gedauert haben wuͤrden. 


$. 18. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich, ſo oft er es fuͤr noͤthig erachtet, 
an feſtzuſetzenden Terminen auf Einladung des Vorſitzenden in der Regel min⸗ 
deſtens alle drei Monate und beſtimmt der Vorſitzende den Verſammlungsort, 
welcher ſtets in der Provinz Schleſien belegen, der Regel nach aber in Bres⸗ 
lau ſein muß. 

Die Einladung des Verwaltungsrathes muß erfolgen, wenn deſſen Ver⸗ 
ſammlung von mindeſtens zwei Mitgliedern beantragt iſt. 


Die Beſchluͤſſe des Verwaltungsrathes werden nach abſoluter Stimmen⸗ 
mehrheit der anweſenden Mitglieder gefaßt. Im Falle der Stimmengleichheit 
entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden, oder in deſſen Abweſenheit die Stimme 
feines Stellvertreters, beziehungsweiſe des in Beider Stelle tretenden anweſen— 
den aͤlteſten Mitgliedes des Verwaltungsrathes. Zur Faſſung eines guͤltigen 
Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von mindeſtens fuͤnf Mitgliedern erforderlich. 

Die Protokolle uͤber die Sitzungen des Verwaltungsrathes muͤſſen in 
ein beſonderes Protokollbuch eingetragen und von ſaͤmmtlichen anweſenden Mit⸗ 

liedern unterſchrieben werden. Die Einladungen zu den Verſammlungen des 
Verwaltungsrathes erfolgen mittelſt mindeſtens acht Tage vor der Verſamm— 
lung zur Poſt gegebener rekommandirter Briefe durch den Vorſitzenden reſp. 
deſſen Stellvertreter. 

Wahlen, welche der Verwaltungsrath vornimmt, erfolgen mittelſt Stimm⸗ 
zettel. Ergiebt ſich dabei keine abſolute Majoritaͤt, fo wird nochmals über die⸗ 
jenigen beiden Kandidaten, welche die meiſten Stimmen erhalten haben, durch 
Stimmzettel abgeſtimmt. Hatten bei dem erſten, keine abſolute Majoritaͤt er⸗ 
gebenden Skrutinium mehrere Kandidaten gleiche und die meiſten oder zweit⸗ 
meiften Stimmen, fo entſcheidet das Loos, wer von ihnen ins zweite Skruti- 
nium kommen ſoll. 


(Nr. 1903.) §. 1 


§. 19. 


Der Verwaltungsrath iſt befugt, alle Adminiſtrations-, Eigenthums⸗, 
Erwerbs⸗ und Veraͤußerungs⸗-Handlungen und Geſchaͤfte für die Geſellſchaft 
vorzunehmen, namentlich beſtimmt er die Verwendung und Anlage disponibler 
Gelder, den Zeitpunkt, die Art und Weiſe und Bedingungen aufzunehmender 
Summen. Er entſcheidet uͤber den An- und Verkauf von Immobilien und 
der fuͤr die Fabrikation erforderlichen oder unbrauchbar gewordenen Maſchinen 
und Rohſtoffe, ſowie über neue Anlagen, große Reparaturen an den Immo⸗ 
bilien, die Errichtung neuer Etabliſſements und alle Verträge, welche den Preis 
und den Abſatz der Geſellſchaftsprodukte bezwecken. 

Zu denjenigen Erwerbungen und Veraͤußerungen von Grundſtuͤcken und 
Gerechtſamen, bei welchen der Erwerbs- oder Veraͤußerungs-Preis und, Falls 
kein ſolcher vereinbart worden, der Werth des zu erwerbenden oder zu ver⸗ 
aͤußernden Objekts die Summe von funfzig tauſend Thaler uͤberſteigt, iſt die 
Genehmigung der Generalverſammlung erforderlich. 

s Dem, gemäß H. 14. für die erſten ſechs Jahre konſtituirten Verwaltungs- 
rathe ſteht die Befugniß zu Erwerbungen und Veraͤußerungen von Grundſtuͤcken 
und Gerechtſamen, ohne Ruͤckſicht auf deren Preis oder Werth, in jedem ein⸗ 
zelnen Falle nur nach Ermaͤchtigung der Generalverſammlung zu, es ſei denn, 
daß die Generalverſammlung beſchließe, daß derſelbe auch in Bezug hierauf 
die vollen ſtatutariſchen Rechte ausuͤben ſolle. 

0 er insbeſondere Anleihen anlangt, fo find folgende Grundſaͤtze maaß⸗ 
gebend: 


1) Anleihen fuͤr die Zwecke der Geſellſchaft zu kontrahiren, ſei es durch 
Aufnahme von Darlehnen oder durch Eingehung von Schuldverbindlich- 
keiten, deren Deckung nicht aus den Einnahmen des laufenden Geſchaͤfts— 
jahres erfolgen kann, ſteht lediglich der Generalverſammlung, nicht aber 
dem Verwaltungsrathe oder anderen Organen und Beamten der Ge⸗ 
ſellſchaft zu. a 

2) Die, Generalverfammlung kann über die Aufnahme von Anleihen nur 
dann guͤltig beſchließen, wenn bei der Einladung ausdruͤcklich angegeben 
wurde, daß uͤber dieſen Gegenſtand berathen werden ſoll. 

3) Die Beſchluͤſſe der Generalverſammlungen über die Aufnahme von An— 
leihen beduͤrfen der Genehmigung des Handelsminiſters. 


Auf den Antrag des Generaldirektors ernennt der Verwaltungsrath alle 
Agenten und Angeſtellten der Geſellſchaft und ſetzt ihre Gehaͤlter, ſowie die 
allgemeinen Verwaltungskoſten feſt. Er iſt befugt, fuͤr die Geſellſchaft Ver⸗ 
traͤge, Vergleiche und Kompromiſſe einzugehen und Bevollmaͤchtigte dazu zu 
ernennen. 

Ueberhaupt aber iſt der Verwaltungsrath keinesweges auf die hier vor⸗ 
aufgefuͤhrten ſpeziellen Befugniſſe beſchraͤnkt, vielmehr ſtehen ihm auch alle die⸗ 
jenigen zu, welche weder der Generalverſammlung ausdruͤcklich vorbehalten, 
noch dem Generaldirektor uͤbertragen ſind. . 20 
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$. 20. 


Alle Ausfertigungen der Beſchluͤſſe des Verwaltungsrathes und die von 
demſelben zu ertheilenden Vollmachten muͤſſen von mindeſtens zwei Mitgliedern 
des Verwaltungsrathes unterzeichnet ſein. 


$. 21. 


Der Verwaltungsrath bezieht waͤhrend der erſten zwei Jahre, außer dem 
Erſatze für die durch feine Funktionen veranlaßten Auslagen, für feine Muͤh— 
waltung, einſchließlich Reiſe- und Zehrungskoſten, eine Verguͤtung von 4500 
Thalern pro Jahr. 

Mit dem dritten Jahre anfangend faͤllt das Firum von 4500 Thalern 
weg und tritt an deſſen Stelle eine Tantieme von 5 Prozent von dem Jah— 
resgewinn. 

Der Verwaltungsrath ſtellt die Vertheilung des Firums ſowohl als der 
Tantieme unter ſeine Mitglieder feſt. Ueberſteigt jedoch dieſe Tantieme die 
Summe von 9000 Thalern, ſo kann die Generalverſammlung ſie auf dieſe 
Summe herabſetzen. f 

Der Generalverſammlung bleibt das Recht vorbehalten, die vorſtehenden 
Beſtimmungen uͤber die Tantieme und das Fixum und deren Hoͤhe abzuaͤndern. 


Titel IV. 
Vom Generaldirektor. 


$. 22. 


Zur Leitung der Geſchaͤfts-Angelegenheiten ernennt der Verwaltungsrath 
einen Generaldirektor und ſetzt deſſen Befugniſſe und Remunerationen feſt. 

Wird hierzu ein Mitglied des Verwaltungsrathes gewaͤhlt, ſo hoͤrt ſeine 
Funktion als Mitglied deſſelben auf. 

Die Wahl des Generaldirektors und feines Stellvertreters ($. 26.) muß 
zu gerichtlichem oder notariellem Protokolle erfolgen und der Name derſelben 
durch die Geſellſchaftsblaͤtter (§. 12.) bekannt gemacht werden. 

Dem Verwaltungsrathe muß durch den mit dem Generaldirektor abzu— 
ſchließenden Vertrag das Recht vorbehalten werden, denſelben zu entlaſſen, ſo— 
bald er dies im Intereſſe der Geſellſchaft fuͤr noͤthig erachtet. 

Der desfallſige Beſchluß kann jedoch nur in einer dazu beſonders an— 
br Sitzung und auch nur dann guͤltig gefaßt werden, wenn min⸗ 
eſtens ſieben Mitglieder des Verwaltungsrathes fuͤr die Entlaſſung ſtimmen. 

Erfolgt die Entlaſſung nach dem Ausſpruche von mindeſtens fieben Mit⸗ 
gliedern des Verwaltungsrathes wegen Verletzung der dem Generaldirektor 
obliegenden Pflichten aus Vorſatz oder grober Fahrlaͤſſigkeit, fo zieht fie jeder⸗ 
Jahrgang 1858. (Nr. 4903.) 44 zeit 
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zeit den Verluſt der etwa ſonſt kontraktlich zu gewaͤhrenden Austrittsentſchaͤdi⸗ 
gung oder Penfion, ſowie aller Anſpruͤche auf Beſoldung, Gratifikation, Tan⸗ 
tieme oder ſonſtige Emolumente fuͤr die Zukunft nach ſich. 

Dieſe Beſtimmungen über die unfreiwillige Dienſtentlaſſung des General— 
Direktors und deren Folgen ſind in den mit ihm abzuſchließenden Vertrag 
aufzunehmen. 


§. 23. 


N Der Generaldireftor muß Eigenthuͤmer von mindeſtens fünf und zwan⸗ 
zig Aktien ſein; dieſe ſind, ſo lange ſeine Funktionen dauern, unveraͤußerlich 
und bleiben bei der Geſellſchaftskaſſe als Kaution deponirt. 


§. 24. 


Der Generaldirektor hat beim Verwaltungsrathe eine berathende Stimme. 
H. 25. 


Der Generaldirektor iſt mit der Ausführung der Beſchluͤſſe des Wer: 
waltungsrathes beauftragt, ſetzt denſelben uͤber die Lage aller Geſellſchafts— 
Angelegenheiten in Kenntniß und beantragt bei demſelben die Ernennung der 
Agenten und Angeſtellten der Geſellſchaft, auf deren Kuͤndigung und Abſetzung 
er auch antragen kann. Er führt alle Prozeſſe im Namen der Geſellſchaft, 
ertheilt zu dieſem Ende Vollmachten mit dem Rechte der Subſtitution, fuͤhrt 
und zeichnet die Korreſpondenz und verſieht alle Funktionen, die ihm durch den 
Verwaltungsrath ſpeziell und durch Vollmacht uͤbertragen werden. 


$. 26. 


Für den Fall der Abweſenheit und Behinderung des Generaldirektors 
ernennt der Verwaltungsrath einen Stellvertreter deſſelben, dem fuͤr die Dauer 
der Abweſenheit oder Behinderung des Generaldirektors die Expedition der 
laufenden Geſchaͤfte und ſaͤmmtliche ſtatutariſche Befugniſſe des Generaldiref- 
tors uͤbertragen werden. 


Titel V. 
Von den Generalverſammlungen. 


$. 27. 


Zur Theilnahme an den Generalverſammlungen ſind alle Aktionaire be⸗ 
bug in denſelben aber nur diejenigen ſtimmberechtigt, welche mindeſtens fuͤnf 
Aktien beſitzen. 8 

Die Aktien muͤſſen mindeſtens ſechs Tage vor der Generalverſammlung 
ent⸗ 
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entweder bei der Kaſſe der Geſellſchaft, oder an den Orten, welche der Ver— 
waltungsrath bei Berufung der Verfammlung öffentlich durch die Geſellſchafts— 
blätter bekannt macht, hinterlegt werden. 


Dagegen erhält der Aktionair einen Empfangſchein auf einem zu dieſem 
Zwecke in duplo zu überreichenden Nummerverzeichniß und eine mit dem Na⸗ 
men des Aktionairs bezeichnete Perſonal-Eintrittskarte. 


Abweſende Aktionaire koͤnnen ſich in der Generalverſammlung durch an- 
dere Aktionaire Kraft dieſen auszuſtellenden Spezialvollmachten vertreten laſſen. 


Je fünf Aktien geben Eine Stimme, jedoch kann ein Aktionair durch 
Beſitz oder Vollmacht nicht mehr als vierzig Stimmen in ſich vereinigen. 


A und andere Bevormundete werden durch ihre Vormuͤnder 
oder Kuratoren, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner vertreten, auch wenn dieſe 
Vertreter ſelbſt nicht Aktionaire find. 


Beſitzer von Interimsſcheinen, auf welche fällige Ratenzahlungen ruͤck⸗ 
ſtaͤndig ſind, koͤnnen in der Generalverſammlung weder ein Stimmrecht aus⸗ 
uͤben, noch ſich vertreten laſſen. 


$. 28. 


Der Verwaltungsrath beruft mittelſt öffentlicher Bekanntmachung durch 
zweimalige Inſertion in die Geſellſchaftsblaͤtter ſowohl die regelmaͤßigen als 
auch die außergewöhnlichen Generalverſammlungen, letztere, wenn er es für 
dienlich erachtet, oder wenn wenigſtens zehn Aktionaire, welche mindeſtens Ein- 
tauſend fuͤnf hundert Aktien beſitzen, ſchriftlich darauf antragen. Die regel⸗ 
maͤßigen, ſowie die außergewoͤhnlichen Generalverſammlungen finden zu Breslau 
ſtatt, und zwar die erſteren ſpaͤteſtens im Monat Mai jeden Jahres. 


Die Bekanntmachungen der ordentlichen wie der außerordentlichen Ge— 
neralverſammlungen ſollen mindeſtens vier Wochen vor der Verſammlung ſtatt⸗ 
finden, dergeſtalt alſo, daß die zweite Inſertion mindeſtens vier Wochen vor 
der Generalverſammlung erfolgt ſein muß. 


§. 29. 


Alle Beſchluͤſſe der Generalverſammlungen werden, mit Ausnahme der 
Faͤlle, fuͤr welche die gegenwaͤrtigen Statuten Anderes beſtimmen, mit abſoluter 
Stimmenmehrheit gefaßt. Sie ſind fuͤr alle Aktionaire bindend, auch fuͤr die 
nicht erſcheinenden oder vertretenen. Die Abſtimmung iſt in der Regel oͤffentlich, 
8 nur, wenn es von mindeſtens ſechs anweſenden Aktionairen verlangt wird, 
geheim. 

Bei öffentlicher Abſtimmung und ſich ergebender Stimmengleichheit ent- 
ſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Ergiebt ſich bei geheimer Abſtimmung 
eine Stimmengleichheit, ſo iſt der betreffende Antrag als abgelehnt zu be⸗ 
trachten. 

(Nr. 4903.) 44* §. 30. 
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$. 30, 


Die von der Generalverfammlung vorzunehmenden Wahlen erfolgen nach 
abfoluter Stimmenmehrheit in geheimer Abſtimmung. Tritt die abſolute Stim- 
menmehrheit nicht ſofort beim erſten Skrutinium ein, ſo werden die Abſtim⸗ 
mungen uͤber die Kandidaten, welche uͤberhaupt Stimmen erhalten haben, mit 
Ausſchluß desjenigen, auf welchen die wenigſten Stimmen fielen, fortgeſetzt, bis 
ſich die abſolute Mehrheit fuͤr einen ergiebt. 


Bei Stimmengleichheit entſcheidet das von dem Vorſitzenden zu zie- 
hende Loos. 


$. 31. 


Der jeweilige Vorſitzende des Verwaltungsrathes hat den Vorſitz in den 
Generalverſammlungen zu fuͤhren und zwei Stimmzaͤhler zu ernennen. 


Als Stimmzaͤhler koͤnnen weder Mitglieder des Verwaltungsrathes noch 
Beamte der Geſellſchaft ernannt werden. 


In den regelmaͤßigen Verſammlungen werden nachſtehende Geſchaͤfte 
verhandelt: Bericht des Verwaltungsrathes uͤber die Lage der Geſchaͤfte im 
Allgemeinen und uͤber die Reſultate des verfloſſenen Jahres insbeſondere. — 
Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes. — Wahl von drei Kommiſſarien, 
welche den Auftrag erhalten, die Bilanz zu prüfen, die der naͤchſten General- 
verſammlung von dem Verwaltungsrathe vorzulegen iſt. — Diejenigen drei 
Kommiſſarien, welche die erſte Bilanz zu pruͤfen haben, ſind in einer außer⸗ 
ordentlichen Generalverſammlung zu waͤhlen. 


Die Funktionen der drei Kommiſſarien fangen erſt einen Monat vor 
Vorlegung der Bilanz an die Generalverſammlung an und hoͤren mit dem 
Schluſſe dieſer Verſammlung auf. Im Laufe des Monats ihrer Funktionen 
unterſuchen die Kommiſſarien im Domizil der Geſellſchaft die Rechnungen des 
vorhergehenden Jahres und erſtatten daruͤber der Generalverſammlung Bericht. 
Dieſer Bericht muß dem Verwaltungsrathe acht Tage vor der Verſammlun 
mitgetheilt werden. Die Generalverſammlung ertheilt oder verweigert na 
Anhoͤrung oder Diskuſſion des Berichts die Decharge. Sie berathet und be— 
ſchließt ferner uͤber andere, vorſtehend nicht ſchon genannte Gegenſtaͤnde, welche 
ihr dazu von dem Verwaltungsrathe oder von Aktionairen vorgelegt werden, 
ſowie über beſondere Anträge von Aktionairen. Dergleichen beſondere Gegen- 
fiände und Anträge müffen jedoch in der Einberufungs⸗Bekanntmachung ſpeziell 
angegeben ſein. 


H. 32. 


Die außerordentlichen Generalverſammlungen beſchaͤftigen ſich nur mit 
den Gegenftänden, die bei der Berufung bezeichnet ſind. 9. 33 
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$. 33. 


Die Protokolle der Generalverſammlungen werden gerichtlich oder no- 
tariell aufgenommen und von dem Vorſitzenden und mindeſtens zwei Mitglie⸗ 
ern des Verwaltungsrathes, ſowie von mindeſtens dreien der anweſenden 
« Altionaire unterzeichnet. 


Titel VI. 
Bilanz, Dividende und Reſervefonds. 


$. 34, 


Am 31. Dezember jeden Jahres wird eine Bilanz der Aktiva und 
Paſſiva der Geſellſchaft errichtet und in ein dazu beſtimmtes Buch eingetragen. 


Dieſelbe muß innerhalb dreier Monate beendigt ſein und iſt durch die 
Geſellſchaftsblaͤtter zu veröffentlichen. Bei Aufſtellung der Bilanz werden die 
Rohſtoffe und Materialvorraͤthe nach dem laufenden Werthe und die Halb⸗ 
Fabrikate und Fabrikate nach dem auf den laufenden Werth der Rohſtoffe 
baſirten Fabrikpreiſe berechnet. Wie viel von dem Werthe der Immobilien, 
Maſchinen und von zweifelhaften Forderungen abgeſchrieben werden ſoll, be- 
ſtimmt der Verwaltungsrath; es ſind jedoch mindeſtens jaͤhrlich abzuſchreiben 
von den Immobilien Ein Prozent, von den Maſchinen drei Prozent. 

8 Der nach Abzug der Paſſiva, der Verwaltungs- und Betriebskoſten, 
ſowie aller ſonſtigen, das Unternehmen belaſtenden Ausgaben bleibende Ueber⸗ 
ſchuß bildet den Jahresgewinn der Geſellſchaft. 


Aus dieſem Jahresgewinn werden bei jedem Abſchluß vorweg ent— 
nommen: 


1) zehn Prozent zur Bildung des Reſervefonds, 
2) die Tantieme für die Mitglieder des Verwaltungsrathes gemaͤß H. 20. 


Der Reſt des Jahresgewinnes wird als Dividende unter die Aktionaire 
vertheilt. 


$. 35. 


Fuͤr die erſten zwei Jahre, vom Tage der landesherrlichen Genehmigung 
ab, werden jedoch die geleiſteten Einzahlungen mit fuͤnf Prozent verzinſt, und 
erſt nach Ablauf dieſer zwei Jahre werden Dividenden gezahlt, und zwar jähr- 
lich am 30. Juni gegen Einlieferung der ausgegebenen Dividendenſcheine. Der 
Verwaltungsrath macht durch die Geſellſchaftsblaͤtter die Haͤuſer bekannt, bei 
welchen die Dividenden in Empfang genommen werden koͤnnen. 

(Nr. 4903.) H. 36. 


Rn ; ‚ 


F. 36. 


Die Dividenden verjähren zu Gunſten der Geſellſchaft nach Ablauf von 
fünf Jahren, von dem Tage an gerechnet, an welchem dieſelben zahlbar ge— 
ei find. Dieſe Beſtimmung ift auf den Dividendenfcheinen wörtlich abzu⸗ 

rucken. 


$ 37. 


Der Reſervefonds iſt zur Beſtreitung unvorhergeſehener Ausgaben be— 
ſtimmt. Er kann jedoch nur auf den beſonderen Vorſchlag des Verwaltungs⸗ 
rathes, ſofern dieſer Vorſchlag von der Generalverſammlung der Aktionaire 
genehmigt wird, ganz oder theilweiſe zur Verwendung kommen. Die nutzbare 
Anlegung des Reſervefonds bleibt dem Verwaltungsrathe nach eigenem Er— 
meſſen uͤberlaſſen. 


Die Vorwegnahme zur Bildung des Reſervefonds kann nach dem Er— 
meſſen des Verwaltungsrathes beſchraͤnkt oder ganz aufgehoben werden, ſobald 
der Reſervefonds zwanzig Prozent des emittirten Aktienkapitals beträgt. 


Titel VII. 
Aufloͤſung der Geſellſchaft. 


F. 38. 


Von mindeſtens ſieben Mitgliedern des Verwaltungsrathes oder von 
Aktionairen, welche zuſammen ein Drittel des Geſellſchaftskapitals beſitzen, 
kann der Antrag auf Auflöfung der Geſellſchaft geftellt, die Aufloͤſung ſelbſt 
aber nur in einer beſonders dazu berufenen Generalverſammlung durch eine 
Mehrheit von drei Viertheilen der anweſenden oder vertretenen Aktien, jede für 
Eine Stimme zaͤhlend, beſchloſſen werden. Dieſer Beſchluß bedarf der landes⸗ 
herrlichen Genehmigung. Außerdem tritt die Aufloͤſung der Geſellſchaft in den 
in dem Geſetze vom 9. November 1843. beſtimmten Faͤllen ein und wird nach 
Maaßgabe der in dieſem Geſetz getroffenen Beſtimmungen bewirkt. 


- 


Titel VIII. 
Schlichtung von Streitigkeiten und Abaͤnderung der Statuten. 


9. 39. 


Streitigkeiten zwiſchen der Geſellſchaft und den Aktionairen dürfe El 
Us⸗ 
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Ausnahme der im H. 8. erwähnten Fälle nur durch Schiedsmaͤnner entſchieden 
werden, von denen jeder Theil einen waͤhlt. Doch kann die Zweckmaͤßigkeit 
einer Maaßregel des Verwaltungsrathes oder eines Beſchluſſes der General: 
1 nicht Gegenſtand eines ſchiedsrichterlichen oder richterlichen Ver— 
ahrens ſein. 


ö Die Schiedsrichter muͤſſen Kaufleute oder Fabrikanten ſein, welche im 
Bezirke des Koͤniglichen Oberbergamts zu Breslau wohnhaft ſind. 


Ein Obmann tritt nur dann hinzu, wenn die beiden Schiedsmaͤnner ſich 
innerhalb acht Tagen nicht einigen konnen. In dieſem Falle ernennt das Koͤ⸗ 
nigliche Oberbergamt zu Breslau einen Obmann. Verzoͤgert einer der ſtrei⸗ 
tenden Theile auf die ihm durch einen Notar oder gerichtlich inſinuirte Auf⸗ 
forderung des Gegners die Ernennung des Schiedsrichters laͤnger als acht 
Tage, jo muß er ſich gefallen laſſen, daß der andere Theil beide Schieds⸗ 
maͤnner ernennt. Das Schiedsgericht hat ſeinen Ausſpruch ſpaͤteſtens inner⸗ 
halb vier Wochen zu thun. Gegen den ſchiedsrichterlichen Spruch findet, den 
Fall der Nichtigkeit (§. 172. Titel 2. Theil I. der Allgemeinen Gerichts⸗ 
Ordnung) ausgenommen, kein Rechtsmittel ſtatt. 


Fuͤr das Verfahren der Schiedsrichter ſind die Beſtimmungen der 
Hö. 167. ff. Theil I. Titel 2. der Allgemeinen Gerichts-Ordnung maaßgebend. 


H. 40. f 


Abaͤnderungen oder Zufäge zu den gegenwärtigen Statuten, ſowie die 
Erhöhung des Grundkapitals konnen nur in einer Generalverſammlung mittelſt 
einer Majoritaͤt von zwei Drittheilen der anweſenden Stimmen beſchloſſen 
werden und beduͤrfen der landesherrlichen Genehmigung. 


Titel IX. 
Verhältniß der Geſellſchaft zum Staate. 


$. 41. 


Der Koͤniglichen Regierung zu Breslau und denjenigen Koͤniglichen Re— 
ierungen, in deren Pen die Geſellſchaft Gefchäfte betreibt, bleibt das 
Aufſichtsrecht uͤber die Geſellſchaft, den Verwaltungsrath und ihre ſonſtigen 
Organe, ſowie uͤber ihre Geſchaͤfte vorbehalten. Sie ſind befugt, einen oder 
mehrere Kommiſſare zur Wahrnehmung des Aufſichtsrechts für beftändig oder 
für einzelne Fälle zu ernennen. Dieſe Kommiſſare find befugt, nicht nur den 
Geſellſchaftsvorſtand, die Generalverſammlung oder ſonſtige Organe der Geſell— 
ſchaft gültig zuſammen zu berufen und ihren Berathungen beizuwohnen, fon: 
dern auch jederzeit von den Buͤchern, Rechnungen und ſonſtigen Verhandlungen 
Mr. 4903.) und 
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und Schriftſtuͤcken, ſowie von ſaͤmmtlichen Anlagen und Kaſſen der Geſellſchaft 
Einſicht zu nehmen. 


H. 42. 


Die Geſellſchaft hat, mit Ruͤckſicht auf die von ihr betriebenen Bergbau—, 
Huͤtten⸗ und anderen gewerblichen Unternehmungen, fuͤr die kirchlichen und 
Schul⸗Beduͤrfniſſe der von ihr beſchaͤftigten Arbeiter zu ſorgen, inſoweit die Ver: 
pflichtung dazu nach den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen nicht den Ge— 
meinden oder anderen korporativen Verbaͤnden obliegt, oder dieſe dazu nicht im 
Stande find, auch zu den Koſten der Polizei- und Gemeindeverwaltung in an⸗ 
gemeſſenem Verhältniſſe beizutragen und kann, ſofern dieſelbe ſich dieſer Ver— 
pflichtung entziehen ſollte, angehalten werden, fuͤr die gedachten Zwecke, ſowie 
noͤthigenfalls zur Gründung neuer Kirchen- und Schulſyſteme diejenigen Bei⸗ 
traͤge zu leiſten, welche von der Staatsregierung, nach ſchließlicher Beſtimmung 
der betreffenden Reſſortminiſter und des Miniſters fuͤr Handel, Gewerbe und 
oͤffentliche Arbeiten, fuͤr nothwendig erachtet werden. 


Tranſitoriſche Beſtimmungen. 


Die Herren 


1) Geheimer Kommerzienrath Ruffer, 

2) Geheimer Kommiſſionsrath Grundmann, 
3) Koͤniglicher Amtsrath von Rother, 

4) Stadtrath Guſtav Max, 


zuſammen oder auch einzeln, ſind beauftragt und ermaͤchtigt, bis dahin, daß 
«der im H. 14. aufgeführte Verwaltungsrath feine Funktionen antritt, alle die— 
jenigen Abaͤnderungen des Statuts und Zuſaͤtze zu demſelben, welche die Koͤ— 
nigliche Staatsregierung noch vorſchreiben oder empfehlen ſollte, zu vereinbaren. 


For⸗ 
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Formular 


„ d After. 


Aktiengeſellſchaft für ber Merle und Eiſenhüttenbetrieb 
icolai. 


egruͤndet durch notariellen Vertrag v ommm ee» 
elite durch Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 


Aktien x 
uͤber 
Zweihundert Thaler Preußiſch Kurant. 


Die Zahlung iſt mit Zweihundert Thalern geleiſtet. Der Inhaber hat alle 
ſtalutenmäßigen Rechte und Pflichten. 


Ausgefertigt Breslau, den enn 18. 


Der Verwaltungsrath. 
(Zwei Unterſchriften.) 


2. der Dividendenſcheine. 


Aktiengeſellſchaft für ber e und ö 
icolai. 


Re Dividendenfchein 
zur Uftie K. 
Inhaber empfängt am 30. Juni ..... gegen dieſen Schein an den ſtatuten⸗ 
mäßig bezeichneten Zahlſtellen die nach H. 34. des Statuts ermittelte Dividende 


für das Betriebs jahn... N f 
Jahrgang 1858. (Ir. 4903.) * 45 Die 
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Die Dividenden verjaͤhren zu Gunſten der Geſellſchaft nach Ablauf von 
fuͤnf Jahren, von dem Tage an gerechnet, an welchem dieſelben zahlbar ge— 
ſtellt ſind. 

„ 18. 


Der Verwaltungsrath. 


(Facsimile von zwei Unterfchriften.) 


3. der Talons. 
Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Eiſenhüttenbetrieb 
bei Nicolai. 


An weiſung zum Empfang 
der Serie der Dividendenſcheine zur Aktie M ..... 


SV bater empfängt am ee gegen dieſe Anweiſung ge: 
maͤß H. 6. des Statuts an den durch öffentliche Bekanntmachung bezeichneten 
Stellen die Serie der Dividendenſcheine zur vorbezeichneten Aktie. 


Breslau, den ten 18. 


Der Verwaltungsrath. 
(Facsimile von zwei Unterſchriften.) 


4. der Aktien⸗Quittungsbogen. 
Aktien-Guittungsbogen 


der 


Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Eiſenhüttenbetrieb 
bei Nicolai. 


E ⁵ TTT a ie Ph . 2 
hat auf den gezeichneten Aktienbetrag von zweihundert Thalern Preußiſch Ku- 
rant 


. Pidzeht Mʒt .:= Rthlrn. an die Geſellſchaftskaſſe ein⸗ 
gezahlt und empfängt nach vollſtaͤndiger Einzahlung von zweihundert Thalern 
Preußiſch Kurant gegen dieſen alle geleiſteten Theilzahlungen nachweiſenden 
Quittungsbogen die auf den Inhaber lautende Gefellichafts - Aktie ſtempelfrei 
ausgehaͤndigt. 

Die ferneren Einzahlungen auf dieſen Quittungsbogen werden vier 
Wochen vor dem Zahlungstermine von dem Verwaltungsrathe durch oͤffent⸗ 
liche Bekanntmachungen in dem Preußiſchen Staats-Anzeiger, der Voſſiſchen, 
der Schleſiſchen, der Breslauer Zeitung und der Berliner Boͤrſenzeitung ein⸗ 
gefordert und alle eingezahlten Betraͤge hierauf quittirt. 


Breslau, den en 18:. 


Der Verwaltungsrath. 
(Facsimile von zwei Unterſchriften.) 


Der Haupt⸗Rendant. 
- (Unterſchrift.) 


(Nr. 4904.) Geſetz, betreffend die Aufhebung des in dem ehemaligen Fuͤrſtenthume Hohen— 
zollern-Hechingen beſtehenden Verbots, außerhalb Landes mahlen zu laſſen. 
Vom 31. Mai 1858. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
SE; 
Das in dem ehemaligen Fuͤrſtenthum Hohenzollern = Hechingen beftehende 
Verbot, außerhalb Landes mahlen zu laſſen, wird hierdurch aufgehoben. 
$. 2. 


Die Regierung iſt ermaͤchtigt, den Beſitzern der fruͤher der Landesherr— 
ſchaft zugehoͤrig geweſenen Muͤhlen im ehemaligen Fuͤrſtenthum Hohenzollern— 
Hechingen (altberechtigten Muͤllern) fuͤr den Schaden, welchen ſie durch die 

(Nr. 4003 4004.) Errich⸗ 
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Errichtung einer größeren, als nach dem Geſetze vom 4. Mai 1848. zulaͤſſigen 
Zahl von Muͤhlen, durch Suspenſion des Verbots, außerhalb Landes mahlen 
zu laſſen, während der Zeit vom 15. April 18 18. bis zum 25. Februar 1850. 
und durch die im H. 1. des vorliegenden Geſetzes feſtgeſetzte Aufhebung dieſes 
Verbotes erlitten haben, beziehungsweiſe noch erleiden moͤchten, eine beſonders 
feftzuftellende Entſchaͤdigung aus der Hohenzollernſchen Landeskaſſe zu gewähren. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. ) 


Gegeben Berlin, den 31. Mai 1858. 
Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Könige: 
(IL. S.) Prinz von Preußen. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 


v. Bodelſchwingh. v. Maſſow. Gr. v. Walderſee. 
v. Manteuffel II. 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


